
118 der Beilagen zu den Steno graphischen Protokollen des Nationalrates XVII. GP 

Bericht 

des Verfassungsausschusses 

über die Regierungsvorlage (41 der Beilagen): 
. Bundesgesetz über die Auskunf~spflicht der 
Verwaltung des Bundes und eine Anderung des 
Bundesministeriengesetzes 1986 (Auskunfts­

pflichtgesetz ) 

In Ausführung des in der Regierungsvorlage 39 
der Beilagen vorgeschlagenen Art. 20 Abs. 4 B-VG 
sieht der gegenständliche Gesetzentwurf Bestim­
mungen über die Auskunftspflicht des Bundes 
sowie der Organe der durch die Bundesgesetzge­
bung zu regelnden Selbstverwaltung vor. Danach 
ist insbesondere jedermann Auskunft nur in einem 
solchen Umfang zu erteilen, der die Besorgung der 
übrigen Aufgaben der Verwaltung nicht weseptlich 
beeinträchtigt. Auskünfte sind spätestens binnen 
acht Wochen nach ihrem Einlangen zu erteilen. 
Wenn besondere Gründe für die Nichteinhaltung 
der Frist vorliegen, ist der Auskunftswerber zu ver­
ständigen. Wird eine Auskunft nicht erteilt, so ist 
auf Antrag des Auskunftswerbers hierüber ein 
Bescheid zu erlassen. . 

Die Bestimmung des § 3 Z 5 des Bundesministe­
riengesetzes 1986, welche die Auskunftspflicht der 
Bundesministerien regelt, soll als entbehrlich aufge­
hoben werden. 

Der Verfassungsausschuß hat den Gesetzentwurf 
am 5. Mai 1987 in Verhandlung gezogen und nach 
Wortmeldungen der Abgeordneten Dr. K hol, 

Elmecker 

Berichterstatter 

DDr. H e seI e, Mag. Ge y e r, Dr. Er mac 0 r a, 
Dr. Fr i s ehe n s chI a ger und Dr. K 0 h I -
n1 a i e r sowie des Bundesministers Dr. Lös c h -
n a k teils einstimmig, teils mit Mehrheit beschlos­
sen, dem Hohen Hause die Annahme des Gesetz­
entwurfes unter Berücksichtigung eines gemeinsa- . 
men Abänderungsantrages der Abgeordneten 
Dr. S ehr a n z, Dr. K hol und Dr. Fr i s c h e n -
s chI a ger zu § 5 Abs. 1 zu empfehleIJ. Ein vom 
Abgeordneten Mag. Ge y er gestellter Abände­
rungsantrag fand hingegen keine Mehrheit. 

Weiters hat der Verfassungsausschuß folgende 
Feststellung getroffen: 

Der Verfassungsausschuß geht davon aus, daß 
bei der Ausführung des Auskunftspflicht-Grund­
satzgesetzes, wie in § 5 Abs. 2·zweiter Satz des Aus­
kunftspflichtgesetzes Auskunftspflichten nicht 
berührt werden sollen, die in oesonderen Gesetzen, 
wie ·zum Beispiel dem auch die Länder bindenden 
Datenschutzgesetz, angeordnet werden. 

Der Verfassungsausschuß stellt somit den 
An t rag, der Nationalrat wolle dem von der Bun­
desregierung vorgelegten Gesetzentwurf (41 der 
Beilagen) mit der an g e s chI 0 s sen e n Ab ä n -
der u n g die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilen. 

Wien, 1987 05 05 

Dr. Schranz 

Obmann 

./. 
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2 118 der Beilagen . 

'1. 

Abänderung . 

zum Gesetzentwurf in 41 der Beilagen 

§ 5 Abs. 1 hat zu lauten: 

. ,,§ 5. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner· 
1988 in Kraft." 
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